Deutscher Bundestag 

14. Wahlperiode 


Drucksache 14/8145 


29 . 01 . 2002 


Änderungsantrag 

der Abgeordneten Dr. Martina Krogmann, Wolfgang Börnsen (Bönstrup), 
Hansjürgen Doss, Albrecht Feibel, Dr. Hans-Peter Friedrich (Hof), Erich G. Fritz, 
Dr. Jürgen Gehb, Kurt-Dieter Grill, Ernst Hinsken, Ulrich Klinkert, Dr. Norbert 
Lammert, Vera Lengsfeld, Dr. Martin Mayer (Siegertsbrunn), Elmar Müller 
(Kirchheim), Bernd Neumann (Bremen), Friedhelm Ost, Dr. Bernd Protzner, 
Thomas Rachel, Hans-Peter Repnik, Dr. Heinz Riesenhuber, Heinrich-Wilhelm 
Ronsöhr, Hartmut Schauerte, Karl-Heinz Scherhag, Dietmar Schlee, 

Max Straubinger, Andrea Voßhoff, Matthias Wissmann, Dagmar Wöhrl und der 
Fraktion der CDU/CSU 


zu der zweiten Beratung des Gesetzentwurfs der Bundesregierung 
- Drucksachen 14/7229, 14/8130 - 


Entwurf eines Gesetzes über den Schutz von zugangskontrollierten Diensten und 
von Zugangskontrolldiensten (Zugangskontrolldiensteschutz-Gesetz - ZKDSG) 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Artikel 1 Abschnitt 2 § 3 ZKDSG wird wie folgt neu gefasst: 

Abschnitt 2 

Schutz der Zugangskontrolldienste 
§3 

Verbot von Eingriffen zur Umgehung von Zugangskontrolldiensten 
Verboten sind 

1. die Herstellung, die Einfuhr und die Verbreitung von Umgehungsvorrich- 
tungen, 

2. der Besitz, die technische Einrichtung, die Wartung und der Austausch von 
U mgehungsvorrichtungen, 

3. die Absatzförderung von Umgehungsvorrichtungen“ 


Begründung 

Mit dem ZKDSG wird die Richtlinie 98/84/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates über den rechtlichen Schutz von zugangskontrollierten Diensten 
und von Zugangskontrolldiensten vom 20. November 1998 (ABI. EG Nr. L 320 
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vom 28. November 1998, S. 54) wortgetreu umgesetzt. Die Richtlinie 98/84/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates über den rechtlichen Schutz von 
zugangskontrollierten Diensten und von Zugangskontrolldiensten - im Folgen- 
den RL - hat das Ziel, die gewerbsmäßige Verbreitung von „Vorrichtungen“ zu 
verhindern (einschließlich Wartung und Werbung), mit denen sich der Zu- 
gangsschutz von Fernseh- und Radiosendungen sowie von Diensten der Infor- 
mationsgesellschaft unbefugt überwinden lässt. Die Mitgliedstaaten sollen 
wirksame, abschreckende und der potenziellen Wirkung der Zuwiderhandlung 
angemessene Mittel gegen gewerbsmäßige Umgehungshandlungen oder ge- 
werbsmäßige vorbereitende Handlungen zu Umgehungshandlungen vorsehen. 

a) Sanktion nur bei Gewerbsmäßigkeit der Rechtsgutverletzung 

Die Beschränkung der Sanktion durch den deutschen Gesetzgeber auf die ge- 
werbsmäßigen Handlungen im Falle des § 5 i. V. m. § 3 Nr. 1 und des § 6 
i. V. m. § 3 Nr. 2 ZKDSG ist nicht sachgerecht und wenig praktikabel. Insbe- 
sondere die in der Begründung des Entwurfs so genannten Vorbereitungshand- 
lungen, d. h. Besitz, technische Einrichtung, Wartung und Austausch, sollen 
nur bei Gewerbsmäßigkeit der Handlungen geahndet werden können. Ansons- 
ten solle § 265a StGB gelten. Demnach wären für nicht gewerbsmäßig han- 
delnde Personen diese Handlungen, aber auch die Einfuhr und Verbreitung, 
straf- bzw. sanktionslos. Die Begründung des Entwurfs sieht diese Problematik 
auch: „§ 265a StGB kann für nicht gewerbsmäßige Handlungen einschlägig 
sein, umfasst aber keine Vorbereitungshandlungen.“ 

Die Absurdität der gefundenen Regelung sei an einem Beispiel illustriert: Ein 
Schwarzseher hat sich illegal eine Zugangsmöglichkeit zu privaten Zwecken zu 
einem Pay-Tv-Kanal verschafft. Für eine Strafbarkeit gemäß § 265a StGB 
müsste dem Schwarzseher die Leistungserschleichung nachgewiesen werden. 
Private Schwarzseher könnten also nur dann zur Verantwortung gezogen wer- 
den, wenn die illegale Zugangsmöglichkeit im Moment der Sicherstellung be- 
trieben worden wäre, d. h. die Polizei bei der Wohnungsdurchsuchung den 
Schwarzseher auf frischer Tat ertappt. Dies dürfte nur in einer Minderheit der 
Fälle der Lebensrealität entsprechen. Viel häufiger sind die Fälle, in denen eine 
Zugangsmöglichkeit betriebsbereit angeschlossen aufgefunden wird. Bei dem 
illegalen Privatnutzer bliebe dieser Sachverhalt dann ohne Sanktion. 

Dies ist lebensfremd - nicht immer ist nur der Dealer und nicht der Konsument 
ein Rechtsgutverletzer. Im vorliegenden Fall verletzen sowohl der Distributeur 
der illegalen Zugangsmöglichkeit als auch der Erwerber die schützenswerten 
Rechtsgüter zugangskontrollierter Dienste und der Zugangskontrolldienste. 

b) Definition der Gewerbsmäßigkeit 

Die Erläuterung des Begriffs der Gewerbsmäßigkeit in der Begründung des 
Entwurfs verweist auf das Umsatzsteuergesetz: , „Gewerbsmäßig“ ist die aktu- 
elle Terminologie für „gewerblich“ und daher wie „gewerblich“ in § 2 Abs. 1 
Satz 3 UStG zu verstehen als jede nachhaltige Tätigkeit zur Erzielung von Ein- 
nahmen, auch wenn die Absicht, Gewinn zu erzielen, fehlt. Nur vorüberge- 
hende Tätigkeiten oder Tätigkeiten, die nicht der Einnahmeerzielung dienen, 
sind somit ausgenommen. Bei nicht gewerbsmäßigem Verhalten kommt eine 
Strafbarkeit nach § 265a StGB in Betracht‘ - mit Ausnahme der o. a. Strafbar- 
keitslücken bei der Verfolgung privater Rechtsgutverletzer. 

Diese Regelung ist ein Musterfall dafür, wie eine an sich einfache und prakti- 
kable Idee, der Schutz der Anbieter vor Rechtsgutverletzungen, zu einer 
schwer handhabbaren Vorschrift werden kann. Man stelle sich den Aufwand 
vor, den ein Amtsrichter treiben muss, um festzustellen, ob ein Inhaber zweier 
illegaler Zugangsmöglichkeiten diese nun aus privaten Zwecken oder aus 
Gründen der Einnahmeerzielung besitzt. Insofern ist nicht nur unter dem Ge- 
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sichtspunkt der Rechtsgutverletzung, sondern auch unter dem der Praktikabili- 
tät der Verfolgung die Unterscheidung zwischen gewerbsmäßigen und anderen 
Handlungen aufzugeben. 

c) Umsetzung in das nationale Recht 

Die 0 . a. RL regelt zwar nur die Verfolgung gewerbsmäßiger Taten; dies kann 
aber nicht bedeuten, dass der nationale Gesetzgeber nicht auch darüber hinaus- 
gehende Regelungen, die gleichwohl die RL erfüllen, treffen kann. 

d) Standortfaktor Recht 

Regelungen wie die vorliegende übersehen, dass die Rechtsordnung eines Lan- 
des ein wichtiger Standortfaktor - insbesondere aus der Sicht ausländischer In- 
vestoren - ist. Eine klare und präzise Regelung wie die hier vorgeschlagene ist 
auch unter diesem Gesichtspunkt vorzuziehen. 


Berlin, den 29. Januar 2002 

Dr. Martina Krogmann 
Wolfgang Börnsen (Bönstrup) 

Hansjürgen Doss 

Albrecht Feibel 

Dr. Hans-Peter Friedrich (Hof) 

Erich G. Fritz 
Dr. Jürgen Gehb 
Kurt-Dieter Grill 
Ernst Hinsken 
Ulrich Klinkert 
Dr. Norbert Lammert 
Vera Lengsfeld 

Dr. Martin Mayer (Siegertsbrunn) 

Elmar Müller (Kirchheim) 

Bernd Neumann (Bremen) 

Friedhelm Ost 
Dr. Bernd Protzner 
Thomas Rachel 
Hans-Peter Repnik 
Dr. Heinz Riesenhuber 
Heinrich-Wilhelm Ronsöhr 
Hartmut Schauerte 
Karl-Heinz Scherhag 
Dietmar Schlee 
Max Straubinger 
Andrea Voßhoff 
Matthias Wissmann 
Dagmar Wöhrl 

Friedrich Merz, Michael Glos und Fraktion 
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